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EU-Sanktionen gegen Russland bei öffentlichen Aufträgen 

Zusammenfassung 

 

BMWSB informiert über Auswirkungen der Sanktionen auf öffentliche Aufträge. 

  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) hat in 

einem Erlass über die Auswirkungen der EU-Sanktionen gegen Russland bei öffentlichen 

Aufträgen informiert (siehe Anlage 1). 

 

Demnach besteht ein Verbot für die Vergabe öffentlicher Aufträge oder Konzessionen an 

Personen oder Unternehmen mit Bezug zu Russland. Das trifft auf Personen mit russi-

scher Staatsangehörigkeit, Unternehmen, an denen Personen mit russischer Staatsan-

gehörigkeit Beteiligungen von mehr als 50 Prozent halten und Bewerber/Bieter zu, die im 

Auftrag der vorgenannten Personen und Unternehmen handeln. Das Verbot erstreckt 

sich zudem mittelbar auf an einem Auftrag beteiligte Unterauftragsnehmer, Lieferanten 

und Eignungsverleiher, sobald deren Anteil am Auftragswert 10 Prozent übersteigt. Be-

werber oder Bieter neuer oder laufender Vergabeverfahren haben darüber eine Eigener-

klärung abzugeben (siehe Anlage 2). 

 

Bestehende Verträge mit den zuvor genannten Personen oder Unternehmen, die vor 

dem 9. April 2022 geschlossen wurden, dürfen nach dem 10. Oktober 2022 nicht fortge-

führt werden. Auch hier ist von Auftragnehmern eine Eigenerklärung abzufordern. 
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Die Sanktionen gelten auch für Zuwendungsempfänger nach § 99 GWB und gelten ab 

sofort. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Dr. Alexander Barthel    gez. René Rimpler 

Abteilungsleiter     Referatsleiter 

 

Anlagen 


